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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 19. 


(Nr. 8136.) Geſetz über das Grundbuchweſen und die Verpfändung von Seeſchiffen in der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein. Vom 27. Mai 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


SY LGS Attia CG PN 
7923 Has 226-27¢ 


Foam a ote * ce. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unferer Monarchie, A 


für die Provinz Schleswig⸗Holſtein, was folgt: 


§. 1. 

Das Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der 
Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872., 
mit Ausſchluß des $. 72., die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872., mit Aus⸗ 
ſchluß der H. 49. 73. 133. bis 140. und 143., und das Geſetz, betreffend die Stempel⸗ 
dm von gewiſſen, bei dem Grundbuchamte anzubringenden Anträgen, vom 
5. Mai 1872. werden mit nachſtehenden Beſtimmungen in der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein eingeführt. 8 2 


Die in den eingeführten Geſetzen in Bezug genommenen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, welche in der Provinz Schleswig - Holftem nicht gelten, bleiben außer 
Anwendung. Unter den Prozeßvorſchriften, welche nach den eingeführten Ge⸗ 
fegen Anwendung finden, find die Vorſchriften des in Schleswig ⸗Holſtein gelten⸗ 
den Prozeßrechts zu verſtehen. : 

$. 3. 

Die Amtsgerichte find die Grundbuchämter für bie in ihrem Bezirk geles 
genen Grundſtücke. 

Das Amtsgericht zu Kiel iſt das Grundbuchamt für diejenigen Grund⸗ 
ſtücke, welche bisher in den landgerichtlichen und obergerichtlichen Hypotheken- 
büchern eingetragen geweſen ſind. Das Appellationsgericht zu Kiel iſt jedoch 
ermächtigt, auf Antrag der Eigenthümer die Führung des Grundbuches über 
ſolche Grundſtücke dem Amtsgerichte des Bezirks, in welchem das Grunbftüd 
liegt, zu überweiſen. 

Jahrgang 1873. (Nr. 8136) 37. §. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 16. Juni 1873, 
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$. 4. 


Die Anlegung der Grundbücher erfolgt von Amtswegen, fobald die 
Grundſteuer⸗Vermeſſungsarbeiten bis zum Nachweis der Beſitzer und des Flächen⸗ 
inhalts der einzelnen Grundſtücke abgeſchloſſen ſind. 

Das Grundbuchamt erhält eine Abſchrift des auf Grund dieſes Nachweiſes 
aufgeſtellten Flurbuches. $5 


Sobald das Grundbuchamt diefe Abſchrift erhalten hat, ladet es bie als 
Eigenthümer der einzelnen Grundſtücke bezeichneten Perſonen behufs Anlegung 
des Grundbuches von Amtswegen vor. 

$. 6. 

Die nad) $. 5. Geladenen find verpflichtet, bem Grundbuchamte 

1) ihre unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen, 

2) den Rechtsgrund anzugeben, vermöge deſſen das Cigenthum auf fie 

übergegangen iſt, 
3) die darauf ſich beziehenden Urkunden oder andere Beweisſtücke vorzu⸗ 
legen, und 

4) alle auf dem Grundſtücke haftenden Beſchränkungen des Eigenthums, 
Eigenthumsvorbehalte, dingliche Rechte und Hypotheken anzuzeigen, 
auch auf Verlangen des Grundbuchamtes einen Auszug aus den 
Steuerbüchern (Steuer- oder Hebungsregiſter) mit der Beſcheinigung 
vorzulegen, daß ſpätere Eigenthumsveränderungen nicht bekannt ge: 
worden ſind. 

Das Grundbuchamt iſt verpflichtet, dem vom Eigenthümer be⸗ 
nannten Berechtigten Mittheilung von der geſchehenen Anzeige zu 
machen. 

Auch hat das Grundbuchamt den vom Eigenthümer nicht an⸗ 
ezeigten Berechtigten, deren Vorhandenſein ihm aus den bisher ge⸗ 
führten Protokollbüchern oder anderweitig amtlich bekannt iſt, von der 
nicht erfolgten Anzeige ihrer Berechtigung Mittheilung zu machen. 


A 
Das Grundbuchamt kann die Befolgung ber Ladung (S. 5.) und die Gr. 
füllung der ben Geladenen im §. 6. auferlegten Verpflichtungen unter Andro, 
hung von Geldſtrafen bis funfzig Thaler erzwingen. 


$. 8. 


Wenn der gemäß F. 6. ermittelte Eigenthümer eines Grundſtückes zugleich 
durch ein geſetzlich nach Grundſtücken angelegtes Protokollbuch (Realfolien) als 
ſolcher nachgewieſen iſt, ſo wird derſelbe als Eigenthümer in dem Grundbuche 
eingetragen. 

$ 9. 
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$. 9. 

Derjenige, bei dem die im §. 8. angegebene Vorausſetzung fehlt, welcher 
jedoch im Steuerbuche (Steuer- oder Hebungsregiſter) als Eigenthümer aufgeführt 
iſt, kann ſeine Eintragung im Grundbuche verlangen, wenn er 

I) entweder das Grundſtück in einem gerichtlichen Zwangsverfahren er. 
ſtanden oder vom Fiskus erworben hat, : 

2) oder feinen Eigenthumsbeſitz durch ein Zeugniß des Ortsvorſtandes be, 
ſcheinigt, 

3) oder durch Urkunden, durch eidesſtattlich abgegebene Verſicherungen von 
Zeugen oder ſonſt glaubhaft macht, daß er allein oder unter Hinzurech⸗ 
nung der Beſitzzeit ſeiner Rechtsvorgänger das Grundſtück feit zehn Jah⸗ 
ren ununterbrochen im Eigenthumsbeſitz gehabt hat. 


S. 10. 


Wer in dem Steuerbuche nicht als Eigenthümer verzeichnet ift, gilt unter 
der Vorausſetzung des §. 9. als berechtigt, in dem Grundbuche als Eigenthümer 
1 zu werden, wenn der in dem Steuerbuche Verzeichnete in einer offent» 
lichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde ſeine Einwilligung ertheilt hat oder 
zur Ertheilung derſelben rechtskräftig verurtheilt worden it. 

d 11. arzt 
Die Eintragung des Eigenthümers feww—jebed in den Fällen ber $$. 9. 
und 10. erſt nach Ablauf ei : im F. E Tas 
„falls nicht entgegenftehende Anſprüche angemeldet worden find. Iſt 
letzteres geſchehen, fo kommt $. 16. zur Anwendung. 
. (ing engin A 
Du 40 d 12. 

Die nicht bereits nach terre vorgeladenen Perſonen, welche ver: 
meinen, daß ihnen an einem Grundſtücke das Gigenthum zuſtehe, ſowie diejenigen 
Perſonen, welche vermeinen, daß ihnen an den Grundſtücke ein die Verfügun 
über daſſelbe beſchränkendes Recht, oder eine Hypothek, oder irgend welche an⸗ 
dere, der Eintragung in dem Grundbuche bedürfende dingliche Rechte zuſtehen, 
haben ihre Anſprüche innerhalb eines-Jahres- von dem-im 5. 14. — erwähnten 
i anzumelden. ene mir Amin SI gt, Big, Engines 

Der Anmeldung bedarf es nicht bei denjenigen Eigenthumsbeſchränkungen, 
dinglichen Rechten und Hypotheken, welche in geſetzlich nach Grundſtücken an⸗ 
gelegten Protokollbüchern (Realfolien) protokollirt oder von dem Eigenthümer 
gemäß dem $. 6. Nr. 4. angezeigt ſind. 

$. 13. 

Wer bie ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet den Rechtsnachtheil, 
daß er ſein Recht gegen einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die 
Richtigkeit des Grundbuches das Grundſtück erworben hat, nicht mehr geltend 
machen kann, und daß er ſein Vorzugsrecht gegenüber denjenigen, deren Rechte 
innerhalb der Ausſchlußfriſt angemeldet und demnächſt auch eingetragen ſind, verliert. 

(Nr. 8136.) 37° $. 14 
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ſämmtlichen Amtsgerichten eines Kreisgerichtsbezirkes im Herzogthum Holſtein 
ſtattgefunden ska beftimmt ber uflimint r durch eine in ber Sem. 
lung zu veröffentliche Verfuͤgung den ag, an welchem die einjährige Ausſchluß⸗ 
Felt des $. 12. für den betreffenden Bezirk beginnen ſoll. 

Alsdann hat das Appellationsgericht zu Kiel die SS. 12. und 13. inner 
halb der Ausſchlußfriſt von ſechs zu ſechs Wochen durch das Amtsblatt, das 
betreffende Kreisblatt und drei Zeitungen, von denen mindeſtens zwei in der Pro⸗ 
vinz erſcheinen, wörtlich mit Angabe des Tages, an welchem die Ausſchlußfriſt 
abläuft, bekannt zu machen. 

In dieſer Bekanntmachung müſſen diejenigen Bezirke namhaft gemacht 
werden, in welchen die in §. 12. Abſatz 2. erwähnten Protokollate der Anmel ⸗ 
dung nicht bedürfen. 4.16 


Eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Ausſchlußfriſt fin: 
det nicht ftatt. 6.1 
6 


Vor der rechtskräftigen Entſcheidung über angemeldete ſtreitige Eigenthums⸗ 
anſprüche oder das Eigenthum beſchränkende Rechte darf das Blatt für das 
Grundſtück im Grundbuche nicht angelegt oder das Grundſtück nicht in den Ar. 
tikel des Eigenthümers aufgenommen werden. 


$. 17. 


Die der Anmeldung nicht bedürfenden und die rechtzeitig angemeldeten 
Eigenthumsbeſchränkungen, dinglichen Rechte und Hypotheken werden mit der 
ihnen nach dem bisherigen Rechte zukommenden Rangordnung in dem Grund⸗ 
buche eingetragen. Die vor Ablauf der Ausſchlußfriſt entſtandenen und angemels 
deten Rechte laben bei der eben bie Rangordnung vor den ſpäter ento 
ftandenen; jedoch gehen die nach Ablauf der Ausſchlußfrt „aber vor Anlegung 
des Grundbuchblattes protokollirten Rechte denjenigen rechtzeitig angemeldeten 
Hypotheken vor, welche nicht mit Protokollationsberechtigung verſehen find. 


$. 18. 
Den Hypothekengläubigern ftebt frei, unter Einreichung der alten Hypo⸗ 
thekenurkunden die Ausfertigung von Hypothekenbriefen in Gemäßheit des $. 122 
der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. zu beantragen. 


$. 19. 

Bei ber Anlegung des Grundbuchblattes oder Artikels kann für ein ans 

gemeldetes Recht (S. 17.) eine Vormerkung eingetragen werden, 

1) wenn die Entſtehung dieſes Rechtes glaubhaft 1 iſt und entweder 
der Eigenthümer der Eintragung widerſpricht oder die Rangordnung des 
Rechtes beſtritten iſt, 

2) wenn 
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2) wenn von dem Eigenthümer die Identität des Grundſtückes beſtritten 
wird, dieſelbe aber durch Urkunden oder eidesſtattliche Verſicherungen 
von Zeugen glaubhaft gemacht worden iſt. 


$. 20. 


Eigenthumsvorbehalte zur Sicherung von Forderungen, welche vor bem 
Tage, an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, bedungen ſind, werden in dem 
Grundbuchblatte oder Artikel als Hypotheken eingetragen oder vorgemerkt. 


$. 21. 


Die Eintragung oder Vormerkung einer angemeldeten oder der Anmeldung 
nicht bedürfenden Hypothek kann nur auf eine beſtimmte Summe erfolgen. 
Kommt eine Einigung unter den Betheiligten über einen beſtimmten einzutra⸗ 
genden Betrag nicht zu Stande, fo erfolgt deffen Feſtſetzung durch den Prozeß 
richter. Inzwiſchen it eine Vormerkung auf den höchſten von bem Hypotheken. 
Late geforderten Betrag einzutragen. Die Summe einer vormundſchaft⸗ 
ichen Sicherheitshypothek ſetzt der Vormundſchaftsrichter feſt mit Ausſchluß des 
Rechtsweges. $. 22 


Der Eigenthümer hat über leere von ihm vorbehaltene Hypothekenſtellen 
und über die vor der Linie getilgten Hypotheken die Verfügung, wie über eine 
Hypothek des Eigenthümers nach Maßgabe des Geſetzes über den Eigenthums⸗ 
erwerb vom 5. Mai 1872. f 
$. 23. 


Die Uebertragung der vorbehaltenen Stellen und der vor der Linie getilg⸗ 
ten Hypotheken in das Grundbuch geſchieht mit der Formel: 


Nr. — — — Thlr. (Mark u. ſ. w.) mit von Hundert verzins⸗ 
lich ſtehen zur Verfügung des Eigenthümers. 
$. 24. 


Wenn der Eigenthümer Gch bei Anlegung des Grundbuchblattes oder 
Artikels beantragt, die leeren Stellen oder die vor der Linie getilgten Poſten 
als Hypotheken oder Grundbuchſchulden auf feinen Namen einzutragen, fo er. 
folgt dieſe Eintragung ftempel- und koſtenfrei. 


$. 25. 


Behauptet der Eigenthümer, daß ein angemeldetes Recht getilgt fei, ohne 
dies urkundlich nachweiſen zu können, ſo iſt das Recht einzutragen, ugleich aber 
in der Spalte »Veränderungen« die behauptete Tilgung, wenn de glaubhaft 
gemacht ift, vorzumerten, s 26 


Die erfolgte Anlegung von Grundbuchblättern und Artikeln ift monatlich 
durch das Amtsblatt und das Kreisblatt oder ein von dem Grundbuchrichter zu 
beſtimmendes Lokalblatt mit der Bezeichnung der Grundſtücke nach den Steuer⸗ 
büchern und der Beſitzer durch das Grundbuchamt bekannt zu machen. 

(Nr. 8136.) 5 
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ETRE Diejenigen Amtsgerichte, welchen bisher bie Einſchreibung (Protokollirung) 
E. ose ` SE 5 des Eigenthums und ber Belaftungen der Grundſtücke obgelegen hat, haben die 
betreffenden Bücher noch zehn Tage nach dem Erſcheinen des Amtsblattes (S. 26.) 
"TT" fortzuführen, demnächſt dieſelben zu ſchließen und aufzubewahren, oder an das 
zuſtändige Grundbuchamt zur Aufbewahrung abzugeben. 


f §. 28. 
DAR T eia te, Mit dem eilften Tage nach dem Erſcheinen des Amtsblattes (S. 26.) kann 
"nor: ong die Veräußerung oder Belaſtung der betreffenden Grundſtücke nur in den Formen 
. erfolgen, welche das Geſetz über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872. und 
| bie Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. vorſchreiben. 
ie 9f AA 


^ $. 29. 
1 


BE  .. Verträge, durch welche im Eigenthum von Privatperfonen ſtehende Grund⸗ 
7 (77077 füüde, im Ganzen oder zertheilt, veräußert oder belaftet werden, bedürfen nicht 
948 nece ^. der vorgängigen Erlaubniß oder Beftátigung durch Verwaltungsbehörden. 


geen. e A $ 30 


L 


E ono orem ai ra dingliche Rechte können weder durch Erſitzung eines entgegen: 
. ſtehenden Rechtes, noch durch Verjährung aufgehoben werden. 

S Die Klage auf rückſtändige Sinfen von eingetragenen Kapitalien verjährt 
tormenta for igh im vier Jahren. Die pup beginnt mit dem 31. December desjenigen 
. Jahres, in welchem die Zinſen fällig geworden ſind. 


$. 31. 


An bie Stelle des F. 29. des Geſetzes über ben Eigenthumserwerb vom 
PGA ei Eech, Mai 1872. tritt folgende Beſtimmung: 
Era ds Cine Hypothek kann auf Antrag des Eigenthümers und des Gläubigers 
E: 2, vae. E e : e 
in eine Grundſchuld umgewandelt werden, wenn diejenigen in der zweiten und 
zeen Ayres. dritten Abtheilung gleich unb nacheingetragenen Berechtigten einwilligen, welche 
bis zu dem im F. 28. dieſes Geſetzes bezeichneten Tage eingetragen oder vorge⸗ 
merkt ſind. 
e» CH A. "ten $. 32. : 
A Der hypothekariſchen Klage kann die Einrede, daß zunächſt gegen den per: 
de m ſönlichen Schuldner geklagt 5 müſſe, nicht entgegengeſetzt nian . 
eating, fo, €i», Die Beweiskraft von Schuldbekenntniſſen über ein Darlehn oder einen 
Brautſchatz hängt nicht von dem Ablauf einer Zeit ab, wenn auf Grund der 
Urkunde eine Hypothek eingetragen iſt. 


$. 33. 


y qase Eingetragene Forderungen können, aud) wenn fie ftreitig find, gültig ab 

eng Eras Pune getreten werden. Die Einrede, daß die Forderung unter dem Nennwerth abge» 
BE S. , treten worden, fann dem Ceffionar nicht entgegengefegt werden. 

| sje, 7874 Hn Beary d 34. 
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F. 34. 


Jm Gebiete des Däniſchen Rechts können von dem im Kat bezeichneten 
Zeitpunkte ab Mieth» und Pachtrechte die Wirkung dinglicher Rechte nur durch 
die an die Stelle der Dingleſung tretende Eintragung erhalten. 


G S. 35. D 


Geſetzliche Hypotheken gewähren in Beziehung auf Grundftüde und deren 
Zubehör, ſoweit ſolches nach N 30. des Geſetzes über den Eigenthumserwerb 
vom 5. Mai 1872. und nach F. 38. des gegenwärtigen Geſetzes den eingetrage- 
nen Gläubigern haftet, nur einen Anſpruch auf Eintragung einer Hypothek mit 
beſtimmter Summe. i 
‘ Ergreift die Hypothek das ganze Vermögen, fo braucht der Eigenthümer 
die Eintragung nur auf einzelne, die Schuld genügend ſichernde Grundſtücke zu — . 
bewilligen. Felice Pfandrecht des 33 ; > » FP o F879 (Gef 
as geſetzliche Pfandre es Vermiethers an den eingebrachten Sachen 7777 =, 4. > 
des Miethers bleibt unberührt. ) 0 " — 
$. 36. os SPIE EID 


Die Beftellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, ſowie die Beſtellung cg n 2 
einer Hypothek an einer beweglichen Sache, einſchließlich der Forderungen, ift 4, «7 eee 77, 
fortan unzuläſſig. „ R 
$. 37. PO Ly VE 
Die bisher in gültiger Weiſe bewirkten vertragsmäßigen Verpfändungen 5 ^4 v» 72 
eines ganzen Vermögens gewähren keinen Anſpruch auf Eintragung im Grund ox. 24 ca. 097 
buche, behalten jedoch, eben fo wie alle nicht eingetragenen, auf Grund des Ge- S 
feges oder letztwilliger Verordnung entſtandenen oder noch entſtehenden Pfand⸗ me 
rechte, bezüglich der nach bisherigem Recht davon ergriffenen Grundftüde, die e „udn A 
Wirkung, daß ſie im Konkursverfahren des Schuldners an dem nach Befriedi⸗ , „ — 
gung der eingetragenen Gläubiger verbleibenden Ueberſchuß des Erlöſes der kon. Gem 
rsmäßig verkauften Grundſtücke wie bisher und zwar unter Berückſichtigung © «» » e» 
des ihnen bis dahin zugeſtandenen Vorzugsrechts als protokollirte Forderungen Ja dur Rutas 93 
geltend gemacht werden können. JS 
2 ; §. 38. vm Pag tpe cn. nehm 


Qu dem beweglichen Zubehör, welches nach den Beſtimmungen des $. 30. . 
des Geſetzes über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872. für die Hypothek D 
oder Grundſchuld haftet, wird bei ländlichen Grundſtücken auch das Vieh-, Feld. r <p des gear / 
und Wirthſchaftsinventar gerechnet. ER 
Die dem Pächter zuwachſenden ober ihm gehörigen, auf dem Grund "zc: 
ſtücke noch vorhandenen Früchte haften nicht den am Grundſtück dinglich Bes 2, “pum 
rechtigten. 1. Ni 
S. 39, * . “A 
; . " i " DO Jrs Y T Set 
Mus Privatteftamenten oder aus Erbverträgen, welche gültig ohne öffent: 
liche Urkunde errichtet find, können Eintragungen oder Löſchungen im Grundbuche ee 27%.; 1399 — 
(Nr, 8186.) „ 6. 937 ab um art 7 Rp ene Pr e ta nut 
ir da ware fh i eu, "0 Pl, . e ee eee ECH 


Zong mn freen im JAI: Jem, thin s Jade i. 155) Beginn € A Zë A 
Af ae 


Paul, Aru D 27 daa, . A. vu err tts An e es VEU de freto» 4 law Jin y? 
4 Y fo a , . ee ende, pla ny wet San MEE US SE pp Avy 
Eme nur erfolgen, wenn entweder durch eine öffentliche Urkunde die Echtheit ber Pri- 
egt A bt vaturkunde oder das Anerkenntniß des durch das Geſetz berufenen Erben nad 
»aar/275 Arne gewieſen ift, oder eine ge en des Nachlaßgerichts beigebracht wird, daß 
5 fd nach erfolgter öffentlicher Ladung Niemand, der ein beffere8 Erbrecht in An» 

ſpruch nimmt, gemeldet hat. d 
Die Art der Bekanntmachung und die Friſt der öffentlichen Ladung hat 
das Nachlaßgericht nach Lage des Falles zu ermeſſen. 


F. 40. 


Auf bie vor dem im F. 28. bezeichneten Tage protokollirten Hypotheken 
findet die Verordnung vom 12. Februar 1828. (Chronolog. Samml. 1828. 
S. 26.) in Betreff der Zuläſſigkeit der ſpäteren Erhöhung des eingetragenen 
Zinsfußes bis fünf vom Hundert auch ferner Anwendung. 


§. 41. 

Hypotheken, welche bis zu dem im F. 28. bezeichneten Tage mit feſter Stange 
ordnung protokollirt ſind, können nicht in die Stelle der vorſtehend dale 
Hypotheken eintreten. Der Eigenthümer des Grundſtückes iſt vielmehr berechtigt, 
an Stelle der gelöſchten Hypothek eine neue Hypothek oder eine Grundſchuld 
von gleichem Betrage für ſich oder andere Perſonen eintragen zu laſſen. 


$. 42. 


Die in dem Grundbuche eingetragenen Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſt⸗ 

ſtändigen Gerechtigkeiten dienen im Konkurſe über das Vermögen des eingetra⸗ 

enen Eigenthümers zur abgeſonderten Befriedigung der dinglich Berechtigten. 
ieſelben haben nicht nöthig, ihre Anſprüche anzumelden. 


$. 43. 


Bei der gerichtlichen Zwangsverſteigerung können mit der Rangordnung des 
Kapitals nur zweijährige Zinsrückſtände, zurückgerechnet vom letztverfloſſenen 
Fälligkeitstermin vor der Konkurseröffnung oder vor dem früheren Tage der ver⸗ 
fügten Zwangsverſteigerung, gefordert werden. 


$. 44. 
Den dinglich Berechtigten gehen bei der Zwangsverſteigerung in der nad» 
ſtehenden Reihenfolge vor: 
1) die Koſten der Zwangsverſteigerung; 
2) die Rückſtände der zur Erfüllung der Deichpflicht erforderlichen Beiträge 
aus den zwei letzten Jahren; 
3) die Rückſtände der auf dem Grundſtücke laſtenden, an die Staatskaſſe zu 
um direkten Abgaben und der an die Rentenbank oder an den 
omainenfiskus zu entrichtenden Ablöſungsrenten aus den zwei letzten 
Jahren; 2 f 
4) die 
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4) bie Rückſtände ber auf bem Grundſtücke haftenden gemeinen Laften aus 
den zwei letzten Jahren; 

5) die Rückſtände an Lohn, Koſtgeld und anderen Dienſteinnahmen der 
Wirthſchafts- und Forſtbeamten und des Geſindes, ſofern dieſe Per- 
ſonen zur Bewirthſchaftung oder Verwaltung des zur Landwirthſchaft 
beſtimmten Grundſtückes und der damit verbundenen Rechte, oder zum 
Betriebe eines ländlichen Nebengewerbes auf dem Grundſtücke gehalten 
werden, ſowie die Anſprüche der Schmiede und Rademacher, ſoweit ſie 
für das Grundſtück Arbeiten geleiſtet haben, und der Bergarbeiter, aus 
dem letzten Jahre, 

6) die Forderungen für Saatkorn aus dem letzten Jahre. 


$. 45. 

Gemeine Laſten (S. 44. Nr. 4.) find namentlich alle nach Geſetz oder Ver⸗ 
faſſung auf dem Grundſtück haftenden, aus dem Gemeinde, Kreis- und Pro: 
vinzialverband oder aus dem Kirchen⸗, Pfarr- und Schulverband, oder aus 
einem ſonſtigen Kommunalverband, oder einem das ae Verband ent⸗ 
ſpringenden, oder an Kirchen, Pfarren und Schulen, oder an Kirchen., Pfarr⸗ 
und Schulbediente zu entrichtenden, oder aus der Verpflichtung zu öffentlichen 
Wege-, Waſſer⸗, Deich und Uferbauten entſtandenen Abgaben und Leiſtungen, 
ferner die Beiträge, welche an Meliorationsgenoſſenſchaften oder andere gemein⸗ 
nützige vom Staate beſtätigte Inſtitute, namentlich an Vereine Behufs gemein⸗ 
ſchaftlicher Uebertragung der durch Brand, Hagelſchlag oder Viehſterben entſtan⸗ 
denen Schäden zu entrichten ſind. 


$. 46. 


Der Eintragung in dem Grundbuche bedürfen nicht die in ben SS. 44. und 
45. erwähnten abſolut bevorzugten Anſprüche. 


$. 47. 

Die Schadensekſatzklage gegen die Grundbuchbeamten verjährt in drei Jahren, 
aß eie Md von bem Daſein und dem Urheber des Schadens Kennt: 
niß erhalten hat. ; 

Sind feit dem Zeitpunkt der Beſchädigung dreißig Jahre verfloffen, ſo kommt 
es auf den Zeitpunkt der erlangten Kenntniß nicht weiter an. 


$. 48. 
Für die Verpfändung von Seeſchiffen gelten, abgeſehen von den geſetzlichen 
Pfandrechten, welche in dem Schiffsregiſter nicht einzutragen ſind, aten de 
Vorſchriften der SS. 1. 2. 3. des Art. 59. des Einführungsgeſetzes zum Allge⸗ 
meinen Deutſchen Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861. 
$. 49 


Die Eintragung der Verpfändung in dem Schiffsregiſter erfolgt auf ben 
Antrag des Rheders oder der Rhederei. e 
Jahrgang 1873. (Nr. 8136.) 38 $. 50. 


E 
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§. 50. 


Bei m welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erbaut. find, 
muß der erſten Eintragung eine öffentliche Ladung der zur Eintragung berech— 
tigten Realgläubiger und der Ausſchluß der Vorzugsrechte derjenigen vorangehen, 
welche ſich nicht gemeldet haben. 

Für das Aufgebotsverfahren "oa die Vorſchriften des Art. 58. SS. 1. bis 4. 
des Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuche vom 
24. Juni 1861. 

$. 51. 


Sobald eine Eintragung in dem Schiffsregiſter erfolgt iſt, wird ber auf 
Grund der Inſtruktion des Juſtizminiſters vom 31. Auguſt 1867. Th. II. $. 16. 
in Kolonne 10. des Certifikats eingetragene Vermerk gelöſcht. Alsdann kann das 
Schiff nur durch Eintragung im Schiffsregiſter verpfändet werden. 


$. 52. 


Die Verhandlungen, welche zur Feſtſtellung der innerhalb der Ausſchluß— 

friſt angemeldeten oder der Anmeldung nicht bedürfenden Rechte an Grundſtücken 

und Schiffen (S. 50.) erfolgen, find ſtempel⸗ und koſtenfrei. Die nach $. 5. des 

Koſtentarifs der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. zu entrichtenden often 

bleiben inſoweit außer Anja, als ſolche bei der Eintragung des Rechts zugleich 
für die künftige Delirung entrichtet worden ſind. 


$. 53. 
ña gira geit“ e ee, Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1873. in Kraft. 
dal mene etos tft re gi, Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


cee i, Königlichen Inſiegel. 
e e enen deja Gegeben Berlin, den 27. Mai 1873. 


% 


(L. S.) Milhelm. 


Gr. v. Moon. Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Gampbaufen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Gefehes vom 10. April 1872. (Gefeh-Samml, S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. März 1873. und das durch denſelben 
genehmigte Regulativ, betreffend die fernere Emiſſion auf den Inhaber 
lautender Obligationen der Rheinprovinz durch Vermittelung der bel, 
niſchen Provinzial-Hülfskaſſe, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 22. S. 135. bis 137., omg | 
gegeben den 23. Mai 1873., 

der Königl. Regierung zu Trier Nr. 21. S. 102. bis 104., qué 
gegeben den 22. Mai 1873., 

der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 23. S. 89. bis 91., aus⸗ 
gegeben den 15. Mai 1873., 

der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 22. S. 105. bis 107., aus— 
gegeben den 28. Mai 1873., H 

ber Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 20, S. 249. bis 251., 
ausgegeben den 17. Mai 1873. 


2) die Allerhöchſte Konzeſſions-Urkunde vom 27. März 1872., betreffend 
den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Naumburg a. d. Saale nach 
Artern durch die Unſtrut-⸗Eiſenbahngeſellſchaft, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 22. S. 121. bis 124., ausgegeben 
den 31. Mai 1873. 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 31. März 1873., betreffend einige Aende⸗ 
rungen der Verordnung vom 1. Oktober 1866. (Geſetz-Samml. S. 635.) 
wegen Reviſion der Deichſchau⸗Ordnung im öde Magdeburg 
vom 28. April 1721., durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Magdeburg Nr. 21. S. 179./180., ausgegeben den 24. Mai 1873.; 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. April 1873., betreffend die in Abände⸗ 
rung des $. 1. der Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung 
des Landarmenweſens in der Nen vom 2. Oktober 1871. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 477.) getroffene Beſtimmung, daß der Landarmenverband 
der Rheinprovinz vom 1. Juli 1873. ab bis auf Weiteres in der Stadt 
ne feinen Sitz und Gerichtsſtand haben foll, durch bie Amts- 

atter 
der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 22. S. 135., ausgegeben 
den 23. Mai 1873. 5 


der Königl. Regierung zu Trier Nr. 21. S. 104., ausgegeben den 
22. Mai 1873., 
der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 23. S. 89., ausgegeben den 
15. Mai 1873, Pura 
der 
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der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 20. S. 95., ausgegeben ben 
14. Mai 1873., 


der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 20. S. 248., ausgegeben 
den 17. Mai 1873. os 


5) das am 12. April 1873. Allerhöchſt vollzogene Statut der Genoſſenſchaft 
zur Regulirung des Gardenga-Fluffes in den Kreiſen Marienwerder und 
Graudenz durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder 
Nr. 22. S. 87. bis 90., ausgegeben den 28. Mai 1873.; 


6) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. April 1873., betreffend die Verleihung 
des Expropriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte für den Bau 
und die Unterhaltung einer Gemeinde-Chauffee von der Bottrop⸗Planken⸗ 
ſchemmer Chauſſee zu Bottrop über Wellheim bis zur Einmündung in 
die Eſſen⸗Horſter Staatsſtraße bei Carnap, in den Kreiſen Recklinghauſen 
und Eſſen, durch die Amtsblätter 5 

der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 20. S. 57., ausgegeben den 
17. Mai 1873., | 

der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 21. S. 268., ausgegeben 
den 24 Mai 1873.j 99 8 


7) das Allerhöchſte Privilegium vom 19. April 1873. wegen Ausgabe auf 
jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadt St. Johann, Reg. Bez. 
Trier, zum Betrage von 100,000 Thalern, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Trier Nr. 22. S. 112. bis 115., ausgegeben den 
29. Mai 1873. 


8) das am 21. April 1873. Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoffen- 
ſchaft zur Melioration der Diemel⸗Wieſen zwiſchen Eberſchütz und Tren⸗ 
delburg, Kreiſes Hofgeismar, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu St Nr. 19. ©. 78. bis 80., ausgegeben den 24. Mai 1873. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt im der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


